
 
 

Textpassagen aus Entscheidungen des Sozialgerichts Speyer 

vom 22.05.2015, S 19 KR 959/13, u. a. werfen Fragen auf 
 

 

 

die insofern paradoxe Formulierung des BSG 

 

geschah dies ohne jeden Anhalt im Gesetz 

 

Der Rechtsprechung des 1. Senats des BSG … kann 

auch weiterhin nicht gefolgt werden, da diese gegen 

den Grundsatz der Gesetzesbindung und damit letzt-

lich auch gegen das Prinzip der Gewaltenteilung 

verstößt 

 

Die Auffassung des BSG ist anhand des Normtextes 

des § … nicht begründbar 

 

Ohne auf die hierzu geäußerte Kritik einzugehen, 

fügt der 1. Senat des BSG gleichwohl weiterhin den 

gesetzlich normierten Anspruchsvoraussetzungen 

über den Wortlaut des Gesetzes hinaus weitere Vo-

raussetzungen (…) hinzu 

 

Die vom BSG immer wieder gleichsam formelhaft 

angeführte Bezugnahme auf Sinn und Zweck und 

Regelungszusammenhang vermag eine Begründung 

… nicht zu ersetzen 

 

Wäre der Argumentationsansatz des 1. Senats des 

BSG zutreffend, könnten Verwaltungen und Gerich-

te bei allen Sozialleistungen nach eigenem Gutdün-

ken Beendigungstatbestände hinzufügen 

 

Ein „Regelungsgefüge“, wie es der 1. Senat des BSG 

mittlerweile … etabliert hat, würde dem für eine 

gesetzliche Reglung zu durchlaufenden parlamenta-

rischen Willensbildungsprozess wegen der drasti-

schen, aber irreversiblen Folgen … aller Wahrschein-

lichkeit nach nicht standhalten 

 

Der anderslautenden Rechtsprechung des BSG ist 

nicht zu folgen 

 

 

 

 

 

Die Argumentation des 1. Senates des BSG, der Be-

stimmung (…) sei nicht zu entnehmen, dass … ver-

mag nicht zu verbergen, dass sich das Gegenteil 

ebenfalls nicht aus der Norm entnehmen lässt 

 

Auch die Behauptung des 1. Senats des BSG … wird 

schon durch … widerlegt 

 

Der abweichenden Rechtsprechung des bis Ende 

2014 für das Krankengeldrecht zuständigen 1. Senats 

des BSG (…) kann auch in diesem Punkt nicht gefolgt 

werden 

 

entgegen der Rechtsprechung des BSG 

 

Die Argumentation des BSG vermag den Vorwurf des 

fehlenden Bezuges zu einer gesetzlichen Grundlage 

nicht zu entkräften 

 

die vom BSG selbst aufgestellten Erfordernisse 

 

vermag aber weder eine Analogiebildung zu Lasten 

der Versicherten noch eine "Rechtsfortbildung cont-

ra legem" zu rechtfertigen 

 

Der 1. Senat des BSG unterstellt damit, dass es au-

ßerhalb des Gesetzes Rechtsgrundlagen für … gibt. 

Diese Annahme verstößt jedoch sowohl gegen § … 

als auch gegen das Gesetzesbindungsgebot aus Art. 

20 Abs. 3 GG und Art. 97 Abs. 1 GG. 

 

Auch die … Urteile des 1. Senats des BSG … bieten 

keine nachvollziehbare Begründung 

 

Die nunmehr vorliegenden Entscheidungsgründe 

vermögen jedoch weiterhin nicht zu überzeugen. 

 

Eine gesetzliche Grundlage für diese Vorgehenswei-

se fehlt. 

http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7bF072D367-03AA-40B0-983C-27400D013D77%7d

